Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2024 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/ 1 — 68070 — 5865/67 


Bonn, den 17. Juli 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier; Besoldungsrecht in der Europäischen Atom- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Euratom-Kommission für 


eine Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Rege- 
lung der Bezüge und Sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
Bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die 
in Belgien dienstlich verwendet werden. 


Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen die Mitglied- 
staaten, in denen die Verordnung nicht zur Anwendung kommt, 
auf eine eigene Stellungnahme und schließen sich der Haltung 
des betroffenen Staates an. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Verordnung Nr. ./EURATOM des Rats vom . . . 

zur Änderung der Verordnung zur Regelung der Bezüge 
und Sozialen Sicherheit der Atomanlagen-Bediensteten der 
Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die in Belgien dienstlich 

verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
ATOMGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG) Nr. 11 
(EAG) über das Statut der Beamten und über die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Europäischen Atomgemeinschaft ^), 
insbesondere auf die Artikel 4 Abs. 2, Artikel 94 
und 95 der Beschäftigungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 10/63/Euratom 
des Rats zur Regelung der Bezüge und Sozialen 
Sicherheit der Atomanlagen-Bediensteten der Ge- 
meinsamen Kernforschungsstelle, die in Belgien 
dienstlich verwendet werden, 

auf Vorschlag der Kommission, . 

in der Erwägung, daß es dem Rat obliegt, auf Vor- 
schlag der Kommission unter Zugrundelegung der 
örtlichen Gepflogenheiten die Regelung der Bezüge 
der Atomanlagen-Bediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle für jeden Ort der dienstlichen 
Verwendung festzulegen, 

in der Erwägung insbesondere, daß die seit dem 
1. Januar 1966 eingetretenen Änderungen der Be- 
züge des Personals des Centre Nucleaire Beige 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 45 
vom 14. Juni 1962, Seite 1385/62 
9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, Seite 2992/66 


(CEN) eine Anpassung der Bestimmungen der Ver- 
ordnung Nr. 10/63/Euratom rechtfertigen ■ — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Artikel 3 der Verordnung Nr. 10/63/Euratom wird 
wie folgt ergänzt: 

„Die mit Wirkung vom 1. Januar 1966 eingestell- 
ten Atomanlagen-Bediensteten erhalten eine ein- 
malige Pauschalvergütung in Höhe von 5250 bfrs; 
die später eingestellten Atomanlagen-Bedienste- 
ten erhalten eine entsprechend niedrigere einma- 
lige Zulage. Die Atomanlagen-Bediensteten erhal- 
ten eine monatliche Zulage in Höhe von 750 bfrs; 
diese Zulage wird nach Maßgabe der Änderung 
des in Artikel 16 Absatz 1 angegebenen Index 
jeweils erhöht oder gekürzt." 

Artikel 2 

Artikel 10 der Verordnung Nr. 10/63/Euratom 
wird wie folgt geändert: 

„Die Atomanlagen-Bediensteten gelten entspre- 
chend den belgischen Vorschriften über die So- 
ziale Sicherheit als , Angestellte' oder , Arbeiter'." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1967 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN 
Der Rat 


Brüssel, den 6. Juli 1967 


Vermerk 

Betrifft: Bezüge und Soziale Sicherheit der Atomanlagen-Bediensteten der 
Gemeinsamen Kernforsdiungsstelle, die in Belgien dienstlich ver- 
wendet werden (Artikel 94 der Besdiäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten) 


Die Herren Mitglieder des Rats erhalten in der An- 
lage die Übersetzung eines Schreibens der Kommis- 
sion vom 30. Juni 1967 mit einem Vorsdilag zur 
Änderung der Bestimmungen über die Bezüge und 
die Soziale Sicherheit der Atomanlagen-Bedienste- 
ten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, die in 
Belgien dienstlich verwendet werden. 
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EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT 

EURATOM Brüssel, den 30, Juni 19G7 

Die Kommission 


An den Herrn 

Präsidenten des Rats der EAG 
Brüssel 

Rue Ravenstein 2 


Herr Präsident! 

1. Artikel 16 der Verordnung Nr. 10/63 zur Rege- 
lung der Bezüge und der Sozialen Sicherheit der 
Atomanlagen-Bediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in Belgien dienstlich 
verwendet werden, bestimmt in Absatz 2: „Bei 
Erhöhungen der Bezüge in den wissenschaft- 
lichen oder technischen Tätigkeitsbereichen, die 
denjenigen der Europäischen Atomgemeinschaft 
entsprechen, insbesondere beim belgischen Zen- 
trum für Kernforschung, wird die Tabelle der Be- 
züge in dem Maße geändert, indem eine Ände- 
rung zugunsten des Personals, das Tätigkeiten 
nach Artikel 10 ausübt, vorgenommen worden 
ist. In diesem Fall wird die Änderung auf Vor- 
schlag der Kommission vom Rat mit qualifizier- 
ter Mehrheit gemäß Ärtikel 118 Äbsatz (2) Un- 
terabsatz 2, erster Fall des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Ätomgenieinschaft bin- 
nen kürzester Frist beschlossen.'" Die beim belgi- 
schen Zentrum für Kernforschung (CEN) tätigen 
Bediensteten haben in den Jahren 1966 und 1967 
nacheinander folgende Pauschalzulagen erhalten: 

vom 1. Januar 1966 an — 250 bfrs monatlich 

vom 1. Juli 1966 an — 150 bfrs monatlich 

vom 1. Januar 1967 an — 50 bfrs monatlich 

vom 1, Äpril 1967 an — 300 bfrs monatlich. 


Dieses kommt einer Erhöhung der Bezüge im 
Sinne des Artikels 16 gleich; es dürfte jedoch 
einfacher sein, statt der Gewährung von Zulagen 
verschiedener Höhe mit Wirkung von verschie- 
denen Zeitpunkten an eine einmalige PauschaT 
zulage in Höhe von 5250 bfrs für das Jahr 1966 
und das erste Vierteljahr 1967 zu zahlen und 
vom 1. Äpril 1967 an die Zahlung einer monat- 
lichen Zulage von 750 bfrs vorzusehen. Damit 
würden den Atomanlagen-Bediensteten des 
ZBKM in Geel die gleichen Beträge gezahlt, wie 
sie die Bediensteten des CEN in Mol erhalten. 

2. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Fassung des 
Artikels 10 der Verordnung Nr. 10/63 für die 
Klassifizierung des Euratom-Personals im Sinne 
der belgischen Rechtsvorschriften über die So- 
ziale Sicherheit zu summarisch gehalten ist; es 
wird daher vorgeschlagen, künftig einfach nur 
die einschlägigen belgischen Vorschriften anzu- 
wenden. 

Die Euratom-Kommission würde es sehr begrüßen, 
wenn der Rat hierüber möglichst bald einen Be- 
schluß fassen würde. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck mei- 
ner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

P. Chatenet 
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